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71/2026e Öffentliche Bekanntmachung / veröffentlicht am 29.09.2026 

 

 
Bekanntmachung der Landesdirektion Sachsen 

über die Planfeststellung für das Verkehrsbauvorhaben 
„S 177, Ausbau in Meißen, Abschnitt 1.1 Plossenaufstieg“ 

 
– Auslegung des Planfeststellungsbeschlusses – 

I. 

Mit Planfeststellungsbeschluss der Landesdirektion Sachsen vom 24. August 2026, Gz.: 32-
0522/657/15) ist der Plan für das oben genannte Vorhaben gemäß  § 39 Abs. 1 Satz 1 Säch-
sischen Straßengesetzes (SächsStrG) und den §§ 72 ff des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(VwVfG) in Verbindung mit § 1 Satz 1 des Gesetzes zur Regelung des Verwaltungsverfahrens- 
und des Verwaltungszustellungsrechts für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) festgestellt 
worden. 

II. 

1. Da mehr als 50 Zustellungen des Planfeststellungsbeschlusses vorzunehmen wären, wird 
zudem die Zustellung gemäß § 74 Absatz 5 VwVfG a.F. durch diese öffentliche Bekannt-
machung ersetzt.  
 

2. Je eine Ausfertigung des Planfeststellungsbeschlusses liegt zusammen mit einer Ausferti-
gung der festgestellten Planunterlagen in der Zeit 

vom 19. Oktober 2026 bis einschließlich 2. November 2026 

in der Stadtverwaltung Meißen, Leipziger Straße 10, 01662 Meißen, Foyer des Erdgeschos-
ses rechts, während der Dienststunden 

Montag   08.00 bis 12.00 Uhr und 13.00 bis 16.00 Uhr 
Dienstag   08.00 bis 12.00 Uhr und 13.00 bis 18.00 Uhr 
Mittwoch   08.00 bis 12.00 Uhr und 13.00 bis 16.00 Uhr 
Donnerstag  08.00 bis 12.00 Uhr und 13.00 bis 16.00 Uhr 
Freitag   08.00 bis 12.00 Uhr 
 

sowie in der Gemeindeverwaltung Klipphausen, Talstraße 3, 01665 Klipphausen, während der 
Dienststunden 

Montag   09.00 bis 12.00 Uhr 
Dienstag   09.00 bis 12.00 Uhr und 13.00 bis 18.00 Uhr  
Donnerstag  09.00 bis 12.00 Uhr und 13.00 bis 16.00 Uhr 
Freitag   08.00 bis 12.00 Uhr 

zur allgemeinen Einsichtnahme aus. 
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3. Der Planfeststellungsbeschluss gilt mit dem Ende der Auslegungsfrist allen Betroffenen und 

denjenigen gegenüber, die Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen abgegeben ha-

ben, als zugestellt (§ 74 Absatz 5 Satz 3 VwVfG a. F.). 

 
4. Betroffene und denjenigen, die Einwendungen erhoben haben, können den Planfeststel-

lungsbeschluss bis zum Ablauf der Rechtsbehelfsfrist auch bei der Landesdirektion Sach-

sen, 09105 Chemnitz, schriftlich oder elektronisch unter post@lds.sachsen.de anfordern. 

Um die Angabe des Geschäftszeichens wird gebeten. 

 
5. Zusätzlich können der Planfeststellungsbeschluss und die planfestgestellten Planunterla-

gen auf der Internetseite der Landesdirektion Sachsen unter https://www.lds.sach-

sen.de/bekanntmachung in der Rubrik „Infrastruktur“ sowie im UVP-Portal unter 

https://www.uvp-verbund.de/ eingesehen werden.  

 

III. 

Gegenstand des Vorhabens 

Gegenstand der Planfeststellung ist der grundhafte Ausbau S 177 in Meißen zwischen Neu-
markt und der Einmündung Gellertstraße. Die Gesamtlänge des Vorhabens beträgt ca. 628 
m. Auf einer Länge von 410 m beträgt die geplante Breite des Querschnitts insgesamt 7,25 m, 
wovon 1,25 m einem Radfahrschutzstreifen vorbehalten sind. Ein hieran angeschlos-sener 
einseitiger Geh-/und Radweg wird 2,75 m breit. Der Ausbauquerschnitt der restlichen 218 m 
Straßenfläche weist ebenfalls eine 7,25 m breite Straßenfläche einschließlich des zuvor ge-
nannten Radschutzstreifens auf. Zu dem einseitigen Geh-/und Radweg kommt noch ein 2,50 
m breiter, zusätzlicher Gehweg hinzu. Die Aufweitung des Verkehrsquerschnittes erfordert die 
Errichtung von Stützbauwerken.  

Die Realisierung der Maßnahme erfolgt aufgrund der topographischen Situation am Berghang 
sowie der Erforderlichkeit der Errichtung von Ingenieurbauwerken und Stützmauern unter Voll-
sperrung der S 177. Für den Bauzeitraum werden daher großräumige, ortsnahe und örtliche 
Umleitungen eingerichtet. Die bauzeitliche Vollsperrung der S 177 am Plossenaufstieg bein-
haltet hierzu ein räumlich abgestuftes Gesamtumleitungskonzept zur Sicherung der Erreich-
barkeit des bzw. der von der Vollsperrung der S 177 betroffenen Gebiete während der gesam-
ten Zeit der Vollsperrung. Für den anfallenden Schleich- und Verdrängungsverkehr ortskundi-
ger Anlieger werden daher gesonderte Strecken am Lerchaweg sowie über Polenz, Busch-
badweg und Polenzer Weg gebaut bzw. ertüchtigt. Eine weitere Umleitungsstrecke über den 
Siebeneichener Schlossberg übernimmt eine gesonderte Funktion für die Anbindung der Ret-
tungsdienste (Einsatzfahrzeuge von Polizei, Feuerwehr, Krankentransport, Notarzt, Katastro-
phenschutz, Feuerwehr etc. und den öffentlichen Personennahverkehr. 

Als Ausgleich für Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft sieht die Planung verschie-
dene Kompensationsmaßnahmen vor.  

https://www.lds.sachsen.de/bekanntmachung
https://www.lds.sachsen.de/bekanntmachung
https://www.uvp-verbund.de/
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Für das Vorhaben wurde gemäß § 4 Abs. 1 i. V. m. Nr. 2 c) der Anlage 1 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung im Freistaat Sachsen (SächsUVPG a. F.) in Verbindung mit 
§§ 3a und 12 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG a. F.)  eine Um-
weltverträglichkeitsprüfung durchgeführt. 

Verfügender Teil des Planfeststellungsbeschlusses 

Der verfügende Teil des Planfeststellungsbeschlusses hierzu lautet:  

Der Plan zu dem Vorhaben „S 177 Ausbau in Meißen Abschnitt 1.1, Plossenaufstieg“ wird 
nach Maßgabe der Ziffern II bis VIII festgestellt. 

Es wurden Auflagen, Erlaubnisse, Genehmigungen, Befreiungen und die Zulassung von ar-
tenschutzrechtlichen Befreiungen erteilt. Zudem enthält der Planfeststellungsbeschluss Ne-
benbestimmungen erteilt, unter anderem zu Belangen des Immissionsschutzes, des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege sowie zu sonstigen öffentlichen und privaten Belangen. 
Damit darf das Vorhaben entsprechend dem verfügenden Teil des Planfeststellungsbeschlus-
ses umgesetzt werden.  

In dem Planfeststellungsbeschluss ist im Übrigen über die rechtzeitig erhobenen Einwendun-
gen, Stellungnahmen, Forderungen und Anregungen, welche das oben festgestellte Vorhaben 
betreffen, entschieden worden.  

Die planfestgestellten Grunderwerbsunterlagen enthalten aus Datenschutzgründen keine An-
gaben über Namen und Anschriften der Grundeigentümer. Betroffenen Grundeigentümerin-
nen und Grundeigentümern wird von den auslegenden Stellen oder der Planfeststellungsbe-
hörde auf Anfrage Auskunft über die vom Vorhaben betroffenen eigenen Grundstücke gege-
ben. 

Der Planfeststellungsbeschluss ist sofort vollziehbar.  

IV. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Die Rechtsbehelfsbelehrung des Planfeststellungsbeschlusses lautet: 

Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekannt-
gabe Klage beim Sächsischen Oberverwaltungsgericht, Ortenburg 9, 02625 Bautzen (Postan-
schrift: Sächsisches Oberverwaltungsgericht, Postfach 44 43, 02634 Bautzen) erhoben wer-
den. Die Klage ist beim Gericht schriftlich zu erheben. Sie kann nach Maßgabe der §§ 55a 
und 55d der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) sowie der Elektronischer-Rechtsverkehr-
Verordnung (ERVV) vom 24. November 2017 (BGBl. I S. 3803) in der jeweils geltenden Fas-
sung elektronisch erhoben werden. 
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Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Sachsen) und den Gegenstand des Kla-
gebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Der angefochtene Plan-
feststellungsbeschluss/die angefochtene Plangenehmigung soll in Urschrift oder in Abschrift 
beigefügt werden. 

Der Kläger muss sich durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen. Welche Bevollmächtig-
ten dafür zugelassen sind, ergibt sich aus § 67 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO). 

Die Anfechtungsklage gegen den Planfeststellungsbeschluss/die Plangenehmigung hat keine 
aufschiebende Wirkung. Ein Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO) kann beim Sächsischen Oberverwaltungsgericht, Ortenburg 9, 02625 Bautzen 
(Postanschrift: Sächsisches Oberverwaltungsgericht, Postfach 44 43, 02607 Bautzen), gestellt 
werden. 

Die Klage ist innerhalb einer Frist von zehn Wochen ab Klageerhebung zu begründen. Erklä-
rungen und Beweismittel, die erst nach Ablauf dieser Frist vorgebracht werden, können durch 
das Gericht zurückgewiesen werden. 

Leipzig, den 22. September 2026 

 

 

gez. Andrea Staude 
Vizepräsidentin 
 

 

 


